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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Faktoren nach ihrer Kenntnis Innovationstätigkeiten von Unternehmen 
behindern, bzw. dazu beitragen, dass Unternehmen auf Innovationsaktivitäten 
verzichten;

2.  mit welchen Förderprogrammen und Maßnahmen das Land seine technologie- 
und innovationspolitischen Zielsetzungen begleitet und unterstützt (differen-
ziert nach zuständigen Ressorts und unter Angabe der jeweiligen Zielsetzun-
gen, Zielgruppe sowie Förderart und Förderzeitraum);

3.  wieviel finanzielle Mittel für die Programme und Maßnahmen jeweils vorge­
sehen, bewilligt und verausgabt wurden;

4.  mit welchen Maßnahmen sie den Technologie- und Wissenstransfer zwischen 
Wirtschaft – insbesondere kleinen und mittelständischen Unternehmen – und 
Wissenschaft unterstützt und weiter stärken will – insbesondere in den oben ge-
nannten Förderprogrammen;

5.  mit welchen dieser Programme Verbundvorhaben zwischen Hochschulen, For-
schungseinrichtungen und Unternehmen gefördert werden und wie sich hierbei 
jeweils die Begünstigten bzw. Fördermittel nach Unternehmensgröße und wis-
senschaftliche Einrichtung differenzieren;

6.  wie sich die Fördermittel der Programme auf die baden­württembergischen Re-
gierungsbezirke verteilen (insgesamt sowie normiert nach dem Bruttoinlands-
produkt (BIP) des jeweiligen Regierungsbezirks);
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 7.  wie sie die Verteilung der Fördermittel auf die baden­württembergischen Re-
gierungsbezirke bewertet;

 8.  wie sie die EU-Strukturfonds, im Besonderen den Europäischen Fonds für Re-
gionale Entwicklung (EFRE), in der neuen Förderperiode 2021 bis 2027 zur 
Umsetzung der eigenen technologie- und innovationspolitischen Zielsetzun-
gen nutzen will – vor allem in Hinblick auf die Transformation hin zu einer 
klima- und ressourcenschonenden Wirtschaft; 

 9.  welche Handlungsfelder von ihr für zentral erachtet werden, um Baden­Würt-
temberg in Sachen Innovationsfähigkeit und Innovationsdynamik internatio-
nal an der Spitze zu halten;

10.  wie sie die Ausrichtung der baden-württembergischen Technologie- und Inno-
vationsförderung (unter anderem Schwerpunktsetzung, Zielgruppen, Förder-
art) vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen, technologischen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen und Herausforderungen bewertet;

11.  welchen Bedarf sie in diesem Zusammenhang für eine stärkere Förderung 
(monetär und nicht-monetär) nicht-technischer und sozialer Innovationen 
sieht; 

12.  welche Instrumente (monetär und nicht-monetär) sie als besonders geeignet 
erachtet für die Förderung nicht-technischer und sozialer Innovationen; 

13.  wie sie plant die baden-württembergischen Technologie- und Innovationsför-
derung weiterzuentwickeln, um Baden-Württemberg zum weltweiten Tech-
nologieführer bei intelligenten, ressourcensparenden und klimaschonenden 
Technologien zu machen.

22.12.2021

Andreas Schwarz, Schoch 
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Baden-Württemberg gehört zu den führenden Wirtschaftsregionen in Deutschland 
und Europa und belegt beim Innovationsindex europaweit den Spitzenplatz. Ge-
rade die Innovationsstärke der Wirtschaft in den Bereichen Ressourceneffizienz 
und erneuerbare Energien soll dazu beitragen, die großen Herausforderungen der 
Klimakrise zu bewältigen. Die Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, Baden-
Württemberg zur weltweit ersten Region mit einer klimaneutralen Produktion zu 
machen und entsprechende Rahmenbedingungen im Land zu schaffen. Der An-
trag fragt nach den konkreten Maßnahmen, mit denen diese Ziele erreicht werden 
sollen, nach der bisherigen Umsetzung dieser Maßnahmen sowie deren Weiter-
entwicklung.
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S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 14. Februar 2022 Nr. WM31-43-427/3 nimmt das Ministeri-
um für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus im Einvernehmen mit dem Ministerium 
des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen, dem Ministerium für Finanzen, 
dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, dem Ministerium für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft, dem Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Integration, dem Ministerium für Verkehr sowie dem Ministerium für Ernäh-
rung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz zu dem Antrag wie folgt Stellung:

1.  Welche Faktoren nach ihrer Kenntnis Innovationstätigkeiten von Unternehmen 
behindern, bzw. dazu beitragen, dass Unternehmen auf Innovationsaktivitäten 
verzichten;

Zu 1.:

Die Landesregierung beobachtet fortlaufend und ressortübergreifend die techno-
logischen Entwicklungen und Herausforderungen in allen Branchen und Wirt-
schaftszweigen und kann hierbei auf eine Vielzahl von Erkenntnissen zurück-
greifen, aus denen sich die technologie- und innovationspolitischen Maßnahmen 
ableiten.

Ressort- und branchenübergreifend ist bei Faktoren, die Unternehmen von In-
novationstätigkeiten abhalten, grundsätzlich zwischen innerbetrieblichen und 
außerbetrieblichen Faktoren zu unterscheiden. Bei Ersteren, d. h. den innerbe-
trieblichen Faktoren, hat die Innovationsforschung wiederholt aufgezeigt, dass 
beispielsweise die Innovationskultur eines Unternehmens, die Unterstützung für 
Innovationen seitens Geschäftsführung und Management oder die generelle Fä-
higkeit eines Unternehmens, Innovationen mit seinen vorhandenen Ressourcen 
und Kompetenzen hervorzubringen, entscheidend für Innovationstätigkeit sind. 
Sind diese und weitere Faktoren nicht hinreichend gegeben, können kaum erfolg-
reiche Innovationen hervorgebracht werden. Bei Letzteren, d. h. den außerbe-
trieblichen Faktoren, spielen ebenfalls eine Vielzahl an Hinderungsgründen eine 
Rolle. Im Jahr 2019 hat etwa eine gemeinsame Studie der Deutschen Akademie 
der Technikwissenschaften, der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und der 
Deutschen Börse fehlendes Kapital für Hightech­Wachstumsunternehmen als eine 
der zentralen Schwächen des deutschen Innovationssystems identifiziert. Die fol-
genden beiden Jahre waren geprägt durch eine allgemeine Verschlechterung bei 
den Rahmenbedingungen für Innovationstätigkeiten durch die Coronapandemie, 
wie beispielsweise auch das Gutachten zu Forschung, Innovation und technologi-
scher Leistungsfähigkeit Deutschlands 2021 der Expertenkommission Forschung 
und Innovation zeigt. Hierzu gehören generell große Marktunsicherheiten, Verän-
derungen beim Kaufverhalten von Kunden und Verzögerungen von Innovations-
projekten durch Materialknappheit, aber auch Probleme in globalen Lieferketten. 
Im Mittelstand als einer der tragenden wirtschaftlichen Säulen Baden-Württem-
bergs identifiziert der KfW­Innovationsbericht Mittelstand 2020 ebenfalls Finan-
zierungsschwierigkeiten und vor allem den Fachkräftemangel als zentrale Innova-
tionshemmnisse. 

Neben diesen eher allgemein geltenden Hinderungsgründen gilt es aber auch 
zahlreiche branchenspezifische Gründe zu berücksichtigen. Die jeweiligen Mi-
nisterien stehen hierzu im Rahmen ihrer Ressortzuständigkeit mit den relevanten 
Akteuren im regelmäßigen Austausch, z. B. im Rahmen von verschiedenen Be-
teiligungsprozessen.

Im Vergleich der verschiedenen Branchen lassen sich große Unterschiede in den 
jeweiligen Innovationsanstrengungen feststellen. Hinsichtlich der Dominanz in-
nerhalb der baden-württembergischen Wirtschaftsstruktur bei den Innovationsan-
strengungen, insbesondere durch den Kraftfahrzeugbau, Elektrotechnik und den 
Maschinenbau, wird ergänzend auch auf die Drucksache 17/878 verwiesen.

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.



4

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 1518

Die fehlende oder unzureichende Vernetzung von Akteuren ist als weiteres 
Hemmnis für Innovationen erkennbar. Weiterhin werden zumindest mittelfristig 
klare und verlässliche politische Rahmenbedingungen als notwendig für Innova-
tionstätigkeiten genannt. Da diese Rahmenbedingungen auch das Ergebnis von 
Anhörungsprozessen sind, bleiben innovative Impulse der Akteure, darunter Un-
ternehmen und Verbände, ein wichtiger Baustein für die Förderung innovations-
freundlicher Rahmenbedingungen. 

Für die Umsetzung von Innovationen und deren Anwendung werden branchen-
spezifisch beispielsweise im Bereich der Holzverwendung und des Holzbaus 
erhebliche Investitionshürden aufseiten der Zulieferindustrie (z. B. Sägewerke) 
erkannt. Hier besteht insgesamt großer Bedarf der holzverarbeitenden Betriebe 
an Investitionsunterstützung, um sich dynamisch der steigenden Nachfrage zum 
Bauen mit Holz, den hohen Anforderungen an Bauprodukte anzupassen und da-
durch den Standort Baden-Württemberg zukunftssicher zu entwickeln. Die be-
sondere Kleinteiligkeit dieses Sektors sowie auch bestehende beihilferechtliche 
Regelungen erschweren hier eine Unterstützung von Unternehmen zur Transfor-
mation. Des Weiteren sind die Unternehmen, aufgrund der zur Debatte stehenden 
Flächenstilllegungen im Wald, verunsichert hinsichtlich der langfristigen Versor-
gungslage mit regionalem Rundholz.

Insgesamt sind für Innovationen also tragfähige Innovationsideen, qualifizierte 
Fachkräfte und effiziente Innovationsprozesse ebenso wichtig wie die Bereitschaft 
und die finanziellen Möglichkeiten, Innovationsrisiken zu tragen, und nicht zu-
letzt auch gute Rahmenbedingungen für Innovationen. Hinderungsgründe bei 
einem oder bei mehreren dieser Aspekte können dann dazu führen, dass Unter-
nehmen auf Innovationen verzichten.

All das zeigt beispielhaft, dass Innovationstätigkeit sowohl innerbetrieblich als 
auch außerbetrieblich immer von den Gegebenheiten im einzelnen Unternehmen 
und dessen Markt abhängt. Eine gelungene Innovationspolitik muss entsprechend 
individuell auf Hinderungsgründe eingehen und Innovationen auf ganz unter-
schiedliche Weise fördern können. Die Landesregierung bietet mit verschiede-
nen Maßnahmen und Förderangeboten Unterstützung und setzt gezielt Anreize 
für Unternehmen, um ihre Innovationsanstrengungen zu erhöhen, die den Wirt-
schaftsstandort Baden-Württemberg nachhaltig stärken und damit den Wohlstand 
erhalten, neue Wertschöpfung erschließen und Arbeitsplätze erhalten bzw. neue 
schaffen. Die bei den nachfolgenden Ziffern aufgezeigten Maßnahmen unterstrei-
chen sowohl in ihrer Breite als auch in ihrer Tiefe, wie gezielt und bedarfsgerecht 
die Landesregierung mit ihren Programmen auf die Situation einzelner Branchen 
und Unternehmen eingeht.

2.  mit welchen Förderprogrammen und Maßnahmen das Land seine technolo-
gie- und innovationspolitischen Zielsetzungen begleitet und unterstützt (diffe-
renziert nach zuständigen Ressorts und unter Angabe der jeweiligen Zielset-
zungen, Zielgruppe sowie Förderart und Förderzeitraum);

3.  wieviel finanzielle Mittel für die Programme und Maßnahmen jeweils vorge-
sehen, bewilligt und verausgabt wurden;

4.  mit welchen Maßnahmen sie den Technologie- und Wissenstransfer zwischen 
Wirtschaft – insbesondere kleinen und mittelständischen Unternehmen – und 
Wissenschaft unterstützt und weiter stärken will – insbesondere in den oben ge-
nannten Förderprogrammen;

5.  mit welchen dieser Programme Verbundvorhaben zwischen Hochschulen, For-
schungseinrichtungen und Unternehmen gefördert werden und wie sich hierbei 
jeweils die Begünstigten bzw. Fördermittel nach Unternehmensgröße und wis-
senschaftliche Einrichtung differenzieren;

6.  wie sich die Fördermittel der Programme auf die baden-württembergischen 
Regierungsbezirke verteilen (insgesamt sowie normiert nach dem Bruttoin-
landsprodukt (BIP) des jeweiligen Regierungsbezirks);
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Zu den Fragen Ziffer 2 bis 6 wird aufgrund des sachlichen Zusammenhangs ge-
meinsam Stellung genommen.

Eine allgemeine Darstellung der aktuellen Programme und Maßnahmen der Lan-
desregierung im Bereich der Innovations- und Technologiepolitik, geordnet nach 
Ressorts und mit Fokus auf den Wissenstransfer in die Wirtschaft, ist in den Ta-
bellen im Anhang aufgeführt. Die Übersicht ist beschränkt auf aktuelle Förder-
maßnahmen und -programme. Auf eine Darstellung von Fördermaßnahmen und 
-programmen, die in den Jahren 2021 oder früher abgeschlossen wurden, wird 
verzichtet. Gleichwohl ist davon auszugehen, dass die positive Gesamtwirkung 
über den jeweiligen Förderzeitraum hinausgeht. 

Die Übersicht wurde auf Grundlage verfügbarer Daten erstellt. Unterschiede be-
stehen neben der Datenerhebung beispielsweise auch in den Zeiträumen. Auf-
grund der Vielzahl der Programme und Maßnahmen kann eine Vollständigkeit im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Zeit nicht gewährleistet werden. 

Eine Summierung der Fördermittel insgesamt sowie eine Normierung nach dem 
Bruttoinlandsprodukt der Regierungsbezirke ist nicht ohne weiteres möglich, da 
auf Grundlage der verfügbaren Daten eine hinreichende Berechnungsgrundlage 
nicht gegeben ist. 

7.  wie sie die Verteilung der Fördermittel auf die baden-württembergischen Re-
gierungsbezirke bewertet;

Zu 7.:

Die Zahlen zum Bruttoinlandsprodukt für Baden-Württemberg, einschließlich der 
Verteilung nach Regierungsbezirken, können vom Statistischen Landesamt ak­
tuell nur bis 2019 zur Verfügung gestellt werden. Die Ergebnisse für das Kalen-
derjahr 2020 liegen nicht vor Sommer des laufenden Jahres vor. Für die vergan-
genen fünf Jahre ergibt sich im Mittel nachfolgende Verteilung des Bruttoinlands-
produktes in jeweiligen Preisen.

Eine Einschätzung zur Verteilung der Fördermittel anhand der dargestellten Ver-
teilung des Bruttoinlandsproduktes erscheint für die jeweilige Fördermaßnahme 
grundsätzlich einzelfallbezogen möglich. Mit den in der Tabelle genannten Wer-
ten zum Bruttoinlandsprodukt steht dennoch gegenüber den aktuellen Förderpro-
grammen und -maßnahmen aus den nachfolgend genannten Gründen keine ein-
heitliche bzw. sinnvolle Referenzgröße für eine aussagekräftige Normierung zur 
Verfügung. Es gilt jeweils zu berücksichtigen, dass sich Förderprogramme auf 
unterschiedliche Zeitpunkte und Zeiträume beziehen; Daten in einzelnen Ressorts 
auf unterschiedliche Weise und in unterschiedlichem Umfang erhoben werden; 
sich Angaben zu vorgesehenen, bewilligten und tatsächlich verausgabten Mitteln 
über die Laufzeit eines Förderprogrammes dynamisch entwickeln können und der 
inhaltliche Fokus der Förderprogramme den strukturellen Besonderheiten der Re-
gierungsbezirke entsprechen muss und daher nicht anhand rein finanzieller Kenn-
zahlen bewertet werden kann (z. B. sind Förderungen bei Maschinenbau oder 
Holzverarbeitung für manche Regierungsbezirke relevanter als für andere). Inso-
fern lässt sich anhand der Verteilung der Fördermittel keine abschließende quali-
fizierte Bewertung herbeiführen. 
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Sämtliche Förderprogramme sind aber inhaltlich und in ihrem finanziellen Umfang 
eng auf den Bedarf der Zielgruppe abgestimmt, für die das jeweilige Förderpro-
gramm konzipiert ist. Das können Regionen sein, aber auch Branchen oder Arten 
von Unternehmen. Die vorhandenen und in den Tabellen bei Ziffer 2 bis 6 dar-
gestellten Daten demonstrieren darüber hinaus einen Einsatz der Mittel, der eine 
adäquate Verteilung auf die Regierungsbezirke nahelegt. Am Beispiel Invest BW 
zeigt sich etwa, dass im Jahr 2021 rund 44,8 Prozent der Fördermittel in den 
Regierungsbezirk Stuttgart flossen, rund 17,8 Prozent in den Regierungsbezirk 
Karlsruhe, rund 19,6 Prozent in den Regierungsbezirk Freiburg und rund 17,7 
Prozent in den Regierungsbezirk Tübingen (Investitions­ und Innovationsförde-
rung). Dem anteiligen Mittelwert am Bruttoinlandsprodukt der Jahre 2015 bis 
2019 entsprechen diese Werte im Rahmen grob, insbesondere unter Berücksichti-
gung des statistischen Einflusses größerer Einzelmaßnahmen bei Invest BW und 
der unklaren Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in der Coronapandemie.

8.  wie sie die EU-Strukturfonds, im Besonderen den Europäischen Fonds für Re-
gionale Entwicklung (EFRE), in der neuen Förderperiode 2021 bis 2027 zur 
Umsetzung der eigenen technologie- und innovationspolitischen Zielsetzungen 
nutzen will – vor allem in Hinblick auf die Transformation hin zu einer klima- 
und ressourcenschonenden Wirtschaft;

Zu 8.:

Das Programm des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) in 
Baden­Württemberg 2021 bis 2027 konzentriert sich auf die Politikziele für ein 
wettbewerbsfähigeres und intelligenteres Europa sowie einen grüneren, CO2-ar-
men Übergang zu einer CO2-neutralen Wirtschaft und einem widerstandsfähigen 
Europa. Den strategischen Rahmen für das siebenjährige Programm bilden auf 
EU­Ebene der Europäische Green Deal und die länderspezifischen Empfehlungen 
sowie auf Landesebene die Innovationsstrategie Baden-Württemberg zusammen 
mit den umwelt- und klimapolitischen Strategien des Landes. 

Das EFRE­Programm nimmt die zentralen Herausforderungen dieses Jahrzehnts 
entlang der Innovationsstrategie Baden­Württemberg in den Fokus. Hierzu gehö-
ren insbesondere Digitalisierung, Künstliche Intelligenz und Industrie 4.0, Klima-
schutz und Klimawandel, Transformation der Wirtschaft sowie Versorgung mit 
Rohstoffen und Bioökonomie. Somit stehen in allen Förderbereichen des EFRE­
Programms die Transformation hin zu einer ressourcenschonenden klimaneutra-
len Wirtschaft und damit die Zukunftsfähigkeit der Unternehmen, insbesondere 
der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU), im Mittelpunkt. Das Programm 
umfasst zwei Prioritäten und fünf spezifische Ziele:

Priorität A: Zukunftstechnologien und Kompetenzen

–  I.  Ausbau der Forschungs- und Innovationskapazitäten und der Einführung 
fortschrittlicher Technologien

– III. Steigerung des Wachstums und der Wettbewerbsfähigkeit von KMU
–  IV.  Entwicklung von Kompetenzen für intelligente Spezialisierung, industriel-

len Wandel und Unternehmertum

Priorität B: Ressourcen und Klimaschutz

–  I.  Förderung von Energieeffizienzmaßnahmen und Verringerung von Treib-
hausgasemissionen

–  VI.  Förderung des Übergangs zu einer ressourceneffizienten Kreislaufwirt-
schaft

Die eingesetzten Förderinstrumente bilden ein austariertes Kompendium aus 
Maßnahmen zur Schaffung von Forschungs­, Technologietransfer­ und Innova­
tionskapazitäten, Maßnahmen für Prototyping und Technologietransfer sowie 
Maßnahmen zur Umsetzung in Unternehmen mit Ausrichtung auf die Transfor-
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mation zu einer klimaneutralen und ressourcenschonenden Wirtschaft. Energie- 
und Ressourceneffizienz, Verringerung der Treibhausgasemissionen, Wasserstoff-
wirtschaft, Bioökonomie und Kreislaufwirtschaft sowie die Querschnittstechno-
logie Künstliche Intelligenz und Digitalisierung allgemein spielen dabei eine zen-
trale Rolle. Dies gilt gleichermaßen für den Bottom up gesteuerten territorialen 
Ansatz RegioWIN 2030 (Regionale Wettbewerbsfähigkeit durch Innovation und 
Nachhaltigkeit), in den rund 30 Prozent des Programmvolumens fließen. 

Auch das von der Europäischen Kommission aufgesetzte Instrument REACT-EU 
(Recovery Assistance for Cohesion and the Territories of Europe, d. h. Aufbauhil-
fe für den Zusammenhalt und die Gebiete Europas) zur Unterstützung der Krisen-
bewältigung im Kontext von Covid-19, das bis 2023 im Rahmen des abgelaufe-
nen EFRE­Programms 2014 bis 2020 umgesetzt wird, ist in Baden­Württemberg 
vor allem darauf ausgerichtet, die klimaneutrale, digitale und stabile Erholung der 
Wirtschaft zu unterstützen.

Die EFRE-Förderung fördert somit gezielt die technologie- und innovationspoliti-
schen Zielsetzungen des Landes im Hinblick auf die Transformation hin zu einer 
klima- und ressourcenschonenden Wirtschaft. Für die Details zu den einzelnen 
Förderinstrumenten der vier beteiligten Ressorts Wirtschaftsministerium, Wissen-
schaftsministerium, Umweltministerium und Ministerium Ländlicher Raum wird 
auf die Antworten zu den Fragen 2 bis 6 verwiesen. Weitere Informationen zu den 
EFRE­Programmen des Landes finden sich unter www.efre-bw.de.

Im Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) wird darüber hinaus Nachhaltigkeit 
im Sinne des Klima- und Umweltschutzes als Querschnittsziel behandelt. Alle 
Maßnahmen und Inhalte, die zum Ziel der Nachhaltigkeit im Sinne des Schut-
zes der Umwelt und der Verbesserung ihrer Qualität und insbesondere zu den 
Klimaschutzzielen beitragen, sind in den Maßnahmen des ESF ausdrücklich er-
wünscht. 

 9.   welche Handlungsfelder von ihr für zentral erachtet werden, um Baden-Würt-
temberg in Sachen Innovationsfähigkeit und Innovationsdynamik internatio-
nal an der Spitze zu halten;

10.  wie sie die Ausrichtung der baden-württembergischen Technologie- und Inno-
vationsförderung (unter anderem Schwerpunktsetzung, Zielgruppen, Förder-
art) vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen, technologischen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen und Herausforderungen bewertet;

13.  wie sie plant die baden-württembergischen Technologie- und Innovations-
förderung weiterzuentwickeln, um Baden-Württemberg zum weltweiten Tech-
nologieführer bei intelligenten, ressourcensparenden und klimaschonenden 
Technologien zu machen.

Zu den Fragen Ziffer 9, 10 und 13 wird aufgrund des sachlichen Zusammenhangs 
gemeinsam Stellung genommen.

Übergeordnete Themenfelder zur Ausrichtung der baden-württembergischen 
Technologie- und Innovationsförderung wurden mit der Innovationsstrategie des 
Landes festgelegt, die im Februar 2020 vom Ministerrat beschlossen wurde. Als 
Wachstums- und Zukunftsbereiche wurden Digitalisierung, Künstliche Intelligenz 
und Industrie 4.0, Nachhaltige Mobilität, Gesundheitswirtschaft, Ressourcenef-
fizienz und Energiewende, Resilienz und Klimaanpassung, Holzbau­Offensive, 
Technikum Laubholz sowie Nachhaltige Bioökonomie identifiziert, in welche Ba-
den-Württemberg zukünftig investiert.

Unter Berücksichtigung der unter Ziffer 1 dargestellten Hemmnisse zur Behin-
derung der Innovationstätigkeit von Unternehmen bietet die rasante Entwicklung 
digitaler Technologien sowie der weiteren vorgenannten Technologiefelder den 
baden-württembergischen Unternehmen vor allem auch neue Innovations- und 
Wertschöpfungspotenziale im globalen Maßstab, die vor wenigen Jahren noch 
nicht absehbar waren. Die Landesregierung unterstützt insbesondere den Mittel-
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stand gezielt mit verschiedenen Maßnahmen dabei, diese Potenziale bestmöglich 
nutzen zu können. Gegenüber großen Unternehmen mit eigenen Forschungsab-
teilungen haben kleine und mittlere Unternehmen (KMU) im Bereich Forschung 
und Entwicklung größenbedingte Nachteile, etwa im Hinblick auf technische und 
finanzielle Risiken von Forschung und Entwicklung.

Die Innovationspolitik des Landes Baden-Württemberg baut dabei auf einer lang-
fristig angelegten Forschungs- und Technologiepolitik auf, die die gesamte Breite 
des Innovationsprozesses von der Forschung im Grundlagenbereich über die an-
wendungsnahe Forschung, den wechselseitigen Wissens- und Technologietrans-
fer bis hin zur Produktentwicklung und Markteinführung abdeckt und darüber 
hinaus die berufliche und wissenschaftliche Aus­ und Weiterbildung umfasst. 

Im Rückblick betrachtet konnten die Förderangebote und Maßnahmen des Landes 
zur Innovationsförderung in den vergangenen Jahren erheblich gesteigert werden. 
Beispielweise umfassen die Haushaltsansätze des Wirtschaftsministeriums zur In-
novationsförderung in den Jahren 2016 bis 2020 rund 760,8 Millionen Euro (ent-
spricht ca. 152,2 Millionen Euro pro Jahr), gegenüber 453,2 Millionen Euro in 
den Jahren 2011 bis 2015 (entspricht ca. 90,6 Millionen Euro pro Jahr) und 386,5 
Millionen Euro in den Jahren 2006 bis 2010 (entspricht ca. 77,3 Millionen Euro 
pro Jahr). Auch für die nächsten Jahre sind erhebliche Anstrengungen des Landes 
zur Technologie­ und Innovationsförderung erforderlich und für die Haushaltsjah-
re 2021 und 2022 stehen dafür zusammen 339,7 Millionen Euro zur Verfügung. 
Hinzu kommen weitere Fördermittel aus den verschiedenen Landesstrategien wie 
beispielsweise der Digitalisierungsstrategie ,,digital@bw‘‘, dem Strategiedialog 
Automobilwirtschaft BW, der Landesstrategie Nachhaltige Bioökonomie oder 
dem Forum Gesundheitsstandort BW sowie Sondermittel aus Haushaltsrücklagen. 
Allein aus der Rücklage ,,Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise‘‘ werden 
durch das Wirtschaftsministerium mehr als 400 Millionen Euro gezielt für die 
Innovationsförderung eingesetzt.

Mit über 100 staatlichen, staatlich anerkannten und privaten Hochschulen und 
mehr als 50 außeruniversitären und wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen 
zählt Baden-Württemberg zudem zu den hochschulreichsten und forschungsin-
tensivsten Regionen Europas. Diese starke und ausdifferenzierte Forschungsland-
schaft, in die weiterhin mit Nachdruck investiert werden muss, ist Grundlage für 
die internationale Führungsposition in Forschung und Entwicklung und das hohe 
Innovationspotenzial Baden-Württembergs. Um das forschungsfreundliche und 
innovationsorientierte Klima auch in Zukunft zu erhalten, sind verlässliche Rah-
menbedingungen wie finanzielle Planungssicherheit und die Bereitstellung mo-
derner Infrastruktur wesentlich. Zudem unterstützt das Wissenschaftsministerium 
die Hochschulen des Landes über die Grundfinanzierung hinaus beispielsweise 
bei der Berufung von Spitzenwissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern aus dem 
In- und Ausland, beim Aufbau neuer Forschungsschwerpunkte, bei der Etablie-
rung neuer Kooperationen mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen und 
mit der Wirtschaft und beim Transfer von Forschungsergebnissen in die Anwen-
dung. Darüber hinaus wurden die technologischen Schwerpunktsetzungen der 
Landesregierung im Rahmen des Strukturwandels in Form von Innovationscam-
pus­Projekten zu den relevanten Schwerpunktthemen Digitalisierung/KI (Cyber 
Valley), Mobilität/Produktion (Mobilität der Zukunft) und Lebenswissenschaft/
Gesundheitsforschung (Health and Life Science Alliance) aufgegriffen. Diese set-
zen auf die Etablierung von Innovationsökosystemen, in deren Rahmen Grund-
lagen- und anwendungsnahe Forschung mit wirtschaftlichen Akteuren netzwerk-
artig zusammengeführt werden und dadurch die Erschließung von Innovations-
potenzialen effektiver und effizienter gestaltet.

Auch wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen, zu denen die hiesigen 13 Institute 
der Fraunhofer-Gesellschaft, acht Institute des Deutschen Zentrums für Luft- und 
Raumfahrt und zwölf Institute und Einrichtungen der Innovationsallianz Baden-
Württemberg gehören, bilden eine wichtige Brücke zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft und sind speziell auf die Bedürfnisse der in Baden-Württemberg stark 
vertretenen KMU ausgerichtet. Das Land fördert wirtschaftsnahe Forschungspro-
jekte, die von den Forschungsinstituten häufig in Kooperation mit kleinen und 
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mittleren Unternehmen durchgeführt werden. Darüber hinaus fördert das Wirt-
schaftsministerium diese Einrichtungen auch institutionell und unterstützt ihren 
Ausbau und ihre Weiterentwicklung durch Investitionen in Gebäude und Geräte. 
 
Neben diesen spielen auch nicht­monetäre Vernetzungs­, Unterstützungs­ und Be-
ratungsangebote eine wichtige Rolle in der Technologie- und Innovationspolitik 
des Landes. Hierbei versteht sich die Clusterpolitik des Landes als zentraler Be-
standteil der Innovationspolitik und als Impulsgeber mit dem Ziel, nachhaltige 
und sich langfristig selbsttragende Strukturen aufzubauen und die Cluster-Ak-
teure mit bedarfsorientierten Angeboten im Entwicklungs­ und Professionali-
sierungsprozess zu unterstützen. Dazu sind alle clusterpolitischen Maßnahmen 
systematisch aufeinander abgestimmt. Die baden-württembergische Cluster-Stra-
tegie ist gekennzeichnet durch Dialogorientierung, einen bottom-up-Ansatz und 
eine aktive Einbeziehung aller Cluster-Akteure, mit dem Ziel, insbesondere die 
Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen zu er-
höhen.

Im Technologietransfersystem kommt etwa der Steinbeis-Stiftung für Wirt-
schaftsförderung eine wichtige Rolle zu. Mit über 640 Transferzentren gibt es 
flächendeckend in ganz Baden­Württemberg ein einmaliges Angebot für den 
Technologietransfer, das vor allem auf KMU ausgerichtet ist. Weitere wichtige 
Akteure des Technologietransfers sind die Industrie­ und Handelskammern, die 
Handwerkskammern, die regionalen Wirtschaftsförderungseinrichtungen und die 
verschiedenen Wirtschaftsverbände. Über deren umfangreiche Informations- und 
Beratungsangebote erhalten die Unternehmen Kenntnisse über aktuelle techno-
logische Entwicklungen, einen Überblick über die Forschungslandschaft und be-
stehende Fördermöglichkeiten sowie Unterstützung bei konkreten Innovations-
vorhaben. Bei Kammern und regionalen Wirtschaftsförderungseinrichtungen be-
zuschusst das Wirtschaftsministerium daher die Beschäftigung von Technologie-
transfermanagerinnen und -managern, die den Unternehmen als Ansprechpartner 
für alle Fragen des Technologietransfers, der Technologievermittlung und -förde-
rung zur Verfügung stehen.

Um die Innovationsstärke Baden-Württembergs weiter auszubauen, hat die Lan-
desregierung bereits 2016 die Funktion eines Technologiebeauftragten einge-
richtet und Herrn Prof. Dr. Wilhelm Bauer, Leiter des Fraunhofer Instituts für 
Arbeitswirtschaft und Organisation IAO, mit dieser Aufgabe betraut. Der Techno-
logiebeauftragte fungiert als Ansprechpartner für Politik, Wirtschaft und Wissen-
schaft in allen Technologiefeldern. Er hat insbesondere Vorschläge zur Weiterent-
wicklung der Technologie- und Innovationspolitik in Baden-Württemberg sowie 
zum Ausbau des Technologietransfers zwischen Forschungseinrichtungen und 
Unternehmen erarbeitet. Besonders hervorzuheben ist seine maßgebliche Mitwir-
kung an der Innovationsstrategie des Landes, die im Februar 2020 vom Minister-
rat beschlossen wurde. 

Um das Land bei technologie- und innovationspolitischen Zielsetzungen auf euro-
päischer Ebene zu unterstützen, wurde erstmals 1990 die Funktion eines Euro-
pabeauftragten geschaffen. Frau Dr.­Ing. Püchner wurde am 1. Januar 2018 zur 
Europabeauftragten der Wirtschaftsministerin bestellt und nimmt dieses Amt seit 
dieser Zeit wahr. Die Europabeauftragte ist insbesondere bei europäischen Inno-
vationsthemen von großer Bedeutung für das Land, seine Wirtschaft und die wirt-
schaftsnahe Forschung. Die Zielsetzung für das Amt der Europabeauftragten ist 
es, die Wirtschaft und insbesondere KMU beim Zugang zu EU-Förderprogram-
men, besonders im Innovationsbereich, zu unterstützen.

Beim Spitzentreffen des Wirtschaftsministeriums mit Vertreterinnen und Vertre-
tern der Initiative Wirtschaft 4.0 Baden-Württemberg (IW4.0) am 6. Dezember 
2021 wurde der Dreiklang „Innovative Ideen, digitale Lösungen, ein nachhaltiger 
Ansatz“ vereinbart, um Baden­Württemberg fit für die Zukunft zu machen. Die-
ser Dreiklang drückt die für die Landesregierung zentralen Handlungsfelder aus, 
die unbedingt zusammen gedacht werden müssen. Baden-Württemberg soll bei 
Innovationen und Technologien in Deutschland, Europa und der Welt weiterhin 
kraftvoll voranschreiten, was in einer zunehmend digitalen und nachhaltigen Wei-
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se geschehen muss. Hierfür hat die Landesregierung bereits ein gutes Fundament 
gelegt, auf dem mit den aktuellen und künftigen Förderprogrammen aufgebaut 
wird. So liegt beispielsweise der Fokus des aktuellen Förderaufrufs des Innova-
tionsförderprogramms Invest BW des Wirtschaftsministeriums auf „Innovationen 
für den Klimaschutz“, wofür die Landesregierung 30 Millionen Euro bereitstellt. 
Darüber hinaus werden durch das Bioökonomie Innovations- und Investitionspro-
gramm für den Ländlichen Raum (BIPL BW) des Ministeriums Ländlichen Raum 
bis zu 35 Millionen Euro für den Aufbau von biobasierten Wertschöpfungsketten 
bereitgestellt.

Viele weitere Förderprojekte legen ihren Fokus auf die Schnittstellen von Inno-
vation, Digitalisierung und Nachhaltigkeit, im Wirtschaftsministerium etwa bei 
Energieforschung und klimafreundlichen Technologien, Leichtbau, sowie Kli-
maschutz beim Bauen. Die Landesregierung setzt sich darüber hinaus zum Ziel, 
dass im Land Technologienanbieter im Bereich Wasserstoff und Brennstoffzelle 
entstehen. Dafür unterstützt sie unter anderem die Industrialisierung und Skalie-
rung von Produkten, Komponenten und Prozessen beispielsweise mit den Pro-
jekten „HyFab“, „Elektrolyse made in Baden­Württemberg“ sowie dem Förder-
programm „Zukunftsprogramm Wasserstoff (ZPH2)“. Im Rahmen der „Import-
ant Projects of Common European Interest“ (IPCEI) wird der Markthochlauf von 
Wasserstofftechnologien seitens des Landes unterstützt. Im Mittelpunkt stehen 
die Entwicklung und Industrialisierung von Brennstoffzellentechnologien sowohl 
im stationären Bereich als auch im Mobilitätsbereich. Für den Durchbruch der 
Elektromobilität sind darüber hinaus Batterien entscheidend. Um eine herausra-
gende Stellung im Bereich der Forschung und Industrialisierung der Batteriezell-
technologie im gesamten Kreislauf einzunehmen, unterstützt Baden-Württemberg 
Vorhaben im Rahmen IPCEI Batterie mit hohen Millionenbeträgen. Dies soll 
Arbeitsplätze und Wertschöpfung im Land schaffen und stärkt beispielsweise das 
baden-württembergische Ökosystem aus Zulieferern, Batterieherstellern, Anwen-
dern und Recyclingunternehmen.

Wie die Tabellen in der Anlage zeigen, werden in den einzelnen Ressorts zahl-
reiche weitere Vorhaben vorangetrieben, um Baden­Württemberg bei Innovatio-
nen, Digitalisierung, Klimaschutz und Nachhaltigkeit noch besser aufzustellen. 
Für die Weiterentwicklung plant die Landesregierung anhand der definierten Zu-
kunftsfelder die Fördermaßnahmen und ­programme an die identifizierten Hand-
lungsfelder und Herausforderungen weiter anzupassen. Dazu werden die Förder-
maßnahmen von den zuständigen Landesministerien fortlaufend auf ihre Ziel-
erreichung hin beobachtet. Ausgehend von der Innovationsstrategie des Landes 
lassen sich die Schwerpunkte für die nächsten Jahre exemplarisch benennen.

Eines der zentralen Handlungsfelder der Landesregierung im Bereich der In-
novationsfähigkeit und -dynamik im Land ist die Förderung der Künstlichen 
Intelligenz. Die Künstliche Intelligenz als Technologie ist in allen Bereichen 
des Lebens anzutreffen und hat das Potenzial, gesellschaftliche, technologische 
und wirtschaftliche Entwicklungen maßgeblich zu beeinflussen. Mit dem Inno-
vationscampus Cyber Valley im Raum Stuttgart/Tübingen wurde erstmals das 
Modell eines gemeinsamen Commitments von Politik, Wissenschaft und Wirt-
schaft erprobt, bei dem keine Einrichtung, sondern der Aufbau und die Förde-
rung eines Innovationsökosystems im Zentrum standen. Die räumliche Nähe 
von Industrie­ und wissenschaftlicher Forschung im Cyber­Valley­Ökosystem 
trägt dabei maßgeblich zum erfolgreichen Wissenstransfer bei und macht die 
Region beispielsweise zu einer Brutstätte für KI-Start-ups. Das Land hat bisher 
rund 165 Millionen Euro investiert und wird in den nächsten Jahren weitere bis 
zu 180 Millionen Euro für den Aufbau des Cyber Valley Campus am Standort 
Tübingen einsetzen. Darüber hinaus werden das Land und die H.W. & J. Hector 
Stiftungen den Aufbau eines ELLIS Instituts (European Lab for Learning and 
Intelligent Systems) im Cyber Valley mit 100 Millionen Euro Stiftungsmitteln 
und weiteren Landesmitteln in Höhe von jährlich 2,5 Millionen Euro unterstüt-
zen. Ziel ist die Gewinnung von KI-Spitzenwissenschaftlerinnen und -wissen-
schaftlern aus der ganzen Welt, um so den Ausbau zu einem globalen Hotspot 
für KI-Forschung und Innovation in der Region weiter voranzutreiben.
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Zusätzlich wird mit dem Innovationspark KI Baden­Württemberg in Heilbronn 
eine der ganz großen innovationspolitischen Visionen der Landesregierung rea-
lisiert. Als Innovations­ und Wertschöpfungszentrum für KI­basierte Produkte, 
Dienstleistungen und Geschäftsmodelle soll der Innovationspark KI ein Ökosys-
tem für KI-Innovationen im Weltklasseformat mit überregionaler und internatio-
naler Strahlkraft schaffen und so maßgeblich die Innovationsfähigkeit und ­dy-
namik im Bereich KI stärken. Dafür wurden vom Haushaltsgesetzgeber 50 Mil-
lionen Euro bereitgestellt. Im Dezember 2021 und damit rund ein Jahr nach dem 
Start des förmlichen Verfahrens zur Standortauswahl für den Innovationspark KI 
Baden-Württemberg hat das Wirtschaftsministerium die zuwendungsrechtlichen 
Voraussetzungen dafür geschaffen, dass mit der Realisierung des Projekts begon-
nen werden kann. Das Konsortium in Heilbronn arbeitet in enger Abstimmung 
mit dem Wirtschaftsministerium mit großer Dynamik an der Projektrealisierung. 
Dabei soll der Innovationspark KI Baden-Württemberg auch bei Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit Maßstäbe setzen.

Weitere 15 Millionen Euro sind für die Förderung von regionalen KI-Exzellenz-
zentren im Land vorgesehen. Dazu sollen im Zusammenspiel von neuen mit be-
stehenden KI-Aktivitäten von Wirtschaft und Wissenschaft KI-Ökosysteme in 
Form von Innovationsclustern in den Regionen Stuttgart, Karlsruhe und Neckar-
Alb sowie an den Standorten Ulm, Ostalbkreis und Freiburg entwickelt werden. 
Die KI-Exzellenzzentren sollen einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, die im 
Land vorhandene wissenschaftliche Exzellenz in wirtschaftliche Erfolge umzuset-
zen und damit die Innovationsfähigkeit und -dynamik im Bereich KI im ganzen 
Land zu stärken.

Beim Aufbau einer nachhaltigen Bioökonomie nimmt Baden-Württemberg eu-
ropaweit eine Spitzenposition ein. In einer nachhaltigen Bioökonomie ersetzen 
kreislauffähige Materialien und Produkte aus erneuerbaren und biologischen 
Ressourcen sowie Abfällen und Abwässern bei immer mehr Anwendungen end-
liche Rohstoffe. Damit wird ein wichtiger Beitrag zum Aufbau einer zirkulären 
klimaneutralen Wirtschaft in Baden-Württemberg geleistet. Zukunftsfähige um-
weltfreundliche Technologien und funktionale Produkte schonen die natürlichen 
Ressourcen, tragen zu einer Schließung von Stoffkreisläufen bei und erschließen 
neue Märkte. Bereits 2012 wurde die Forschungsstrategie Bioökonomie BW aus-
gearbeitet und ein darauf basierendes Förderprogramm in Höhe von rund 13 Mil-
lionen Euro zwischen 2014 und 2021 durch das Wissenschaftsministerium umge-
setzt. Mit der im Juni 2019 vorgestellten Landesstrategie „Nachhaltige Bioökono-
mie Baden­Württemberg“ treibt das Land den Einsatz nachwachsender Rohstoffe 
weiter voran, will erneuerbare oder recycelbare Rohstoffe, zum Beispiel aus Ab-
fällen oder industriellen Abgasen (CO2) mit biologischen Verfahren, erschließen, 
die Treibhausgasemissionen senken und die Biodiversität stärken. Baden-Würt-
temberg soll zu einem Beispielland für eine nachhaltige und kreislauforientierte 
Wirtschaftsform werden.

Die Dekarbonisierung des Bausektors nimmt eine Schlüsselrolle ein, um die nö-
tigen Klimaziele zu erreichen. Eine Lösung ist der Ausbau des klimapositiven 
Holzbaus aus nachhaltiger Forstwirtschaft. Der Holzbau hat sich zudem in den 
vergangenen Jahren als Innovationstreiber und Arbeitsplatzgarant im ländlichen 
Raum gezeigt. Baden­Württemberg hat dies mit der Holzbau­Offensive BW auf-
gegriffen und nimmt hier bundesweit eine Vorreiterrolle ein. Der Holzbau hat zu-
dem noch erhebliche Entwicklungs- und Innovationspotenziale im Bereich Werk-
zeug- und Maschinentechnik, Laubholzverwendung, Bautechnik für mehrge-
schossige Holzbauten, Kreislaufwirtschaft sowie in der weiteren Digitalisierung. 
Das Land kann hier auf bereits gut etablierte Netzwerke und eine breite, jedoch 
äußerst kleinteilige, Branche setzen, die als Entwicklungsbasis dienen kann, um 
attraktive Wirtschaftsmodelle für Zukunftstechnologien auszubauen, um schluss-
endlich den Bausektor in eine bioökonomiebasierte Kreislaufwirtschaft mit Koh-
lenstoffsenkenwirkung zu führen.

Auf Basis einer umfassenden Machbarkeitsstudie mit 70 mitwirkenden For-
schungseinrichtungen, Wissenschaftlern und Unternehmen hat Baden-Württem-
berg das Technikum Laubholz gegründet und damit ein geeignetes Instrument, 
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um Baden-Württemberg international eine Spitzenposition in der bioökonomi-
schen Produkteentwicklung auf Basis heimischer Laubhölzer zu sichern. In der 
Nachfolge können zur Defossilisierung der Wirtschaft rohstoffnah und dezent-
ral Bioproduktewerke im ländlichen Raum entstehen und die bisherige regionale 
Wertschöpfung aus Laubholz deutlich höher skalieren. Hierzu wurden acht an den 
Markt und die Potenziale Baden­Württembergs angepasste Forschungsfelder defi-
niert. Die ersten Forschungsfelder haben 2021 ihre Arbeit aufgenommen.

Zunächst sind folgende Forschungsfelder priorisiert:

•  Klimafreundliche Carbonfasern und Bauteile aus Buchenholzfasern insbeson-
dere für den Fahrzeugbau und hochelastische Bauteile

•  Nachhaltige und abbaubare Verpackungslösungen auf Laubholzbasis anstelle 
von erdölbasiertem Plastik für den gesamten Konsumsektor 

•  Biotechnologische Konversion von Laubholzfasern zur Erzeugung von Bioten-
siden und Lebensmittelproteinen

• Modulare Holzaufschlussverfahren zur Substitution fossiler Rohstoffe.

Mit dem Technikum Laubholz entsteht in Baden-Württemberg die Zukunftschan-
ce, industrielle Stärke im Mittelstand mit den neuen Möglichkeiten der Entwick-
lung innovativer Produkte und Verfahren aus nachwachsenden Rohstoffen wie 
Laubholz zu verbinden. Durch den begleitenden Campuscharakter wird künftig 
ein intensiver Austausch mit Gründern und Gründerinnen sowie Nachwuchs-
Fachkräften aus aller Welt entstehen.

Ausgehend von der Herausforderung, den Klimawandel einzudämmen und Um-
welt, Wirtschaft und Gesellschaft in Einklang zu bringen, kommen der Ressour-
ceneffizienz und innovativen GreenTech­Lösungen, zum Beispiel auch aus dem 
Bereich der industriellen und urbanen Bioökonomie, eine besondere Bedeutung 
zu. Baden-Württemberg soll sich zu einem weltweiten Leitanbieter im Bereich 
der Umwelt- und Energietechnologie entwickeln. Dieser Branchen- und Techno-
logiebereich wird seit 2011 von der Landesagentur Umwelttechnik BW bearbeitet 
und weiterentwickelt und wurde aktuell um den Bereich des biologischen CO2 
Recyclings (CCUBIO) für eine Kohlenstoffkreislaufwirtschaft ergänzt. Umfang-
reiche Unterstützungsangebote zur Innovationsentwicklung, Vernetzung sowie 
internationalen Markterschließung wurden von der Landesagentur aufgebaut. Die 
Schaffung einer ressortübergreifenden GreenTech­Plattform, sowie einer von der 
Wirtschaft mitgetragenen GreenTech-Allianz, die auch Innovationstätigkeiten in 
Unternehmen unterstützt, sind kommende Schwerpunktthemen. Durch eine konti-
nuierliche branchenbezogene Vernetzung von Unternehmen, Start­Ups und Hoch-
schulen, sowie Beratung, Förderung und Branchen-Monitoring soll die Basis für 
skalierbare Sprunginnovationen gelegt werden. Für Baden-Württemberg bieten 
sich dabei große Chancen im Zusammenhang mit der (Weiter-)Entwicklung und 
dem Export innovativer Technologien für die Kreislaufwirtschaft. Die Kreislauf-
wirtschaft nimmt jedoch nicht nur aus ökologischen und ökonomischen Gründen 
zukünftig einen noch wichtigeren Stellenwert in der Landespolitik ein, sie macht 
Baden-Württemberg auch unabhängiger von globalen Lieferketten und dadurch 
widerstandsfähiger gegen globale Entwicklungen und Krisen.

In den vergangenen Jahren hat die Landesregierung die Wasserstoff­ und Brenn-
stoffzellentechnologie mit dem Ziel der Dekarbonisierung unter gleichzeitiger 
Stärkung des Wirtschaftsstandortes Baden-Württemberg unterstützt, indem sie 
im Bereich Forschung, Entwicklung und Markteinführung mehr als 100 Millio-
nen Euro an Fördermitteln für die Wasserstoff­ und Brennstoffzellentechnologien 
ausgegeben bzw. zugesagt hat. Der Schwerpunkt der baden-württembergischen 
Wasserstoff­ und Brennstoffzellen­Industrie liegt auf der Herstellung von Kom-
ponenten und Teil-Systemen und ermöglicht ansässigen Unternehmen und For-
schungseinrichtungen im Land, ihre weltweite Führungsposition bei innovativen 
Technologien behaupten und ausbauen zu können. 

Mit der Wasserstoff­Roadmap Baden­Württemberg wurde ein Fahrplan für die 
kommenden Jahre erarbeitet, um beim Markthochlauf der Wasserstoffwirtschaft 
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weiter konsequent voranzugehen. Im Rahmen der „Important Projects of Com-
mon European Interest“ (IPCEI) Wasserstoff hat sich das Land bereit erklärt, 
Wasserstoffprojekte anteilig zu finanzieren. Am IPCEI Wasserstoff beteiligen sich 
23 europäische Länder. Adressiert ist die gesamte Wertschöpfungskette von der 
Erzeugung über die Infrastruktur bis zur Nutzung in Industrie und Mobilität. Die 
Förderung durch das Land trägt wesentlich dazu bei, den Transformationsprozess 
mit einem Schwerpunkt im Mobilitätsbereich energisch voranzutreiben sowie das 
Markt- und Arbeitsplatzpotenzial insbesondere für die Automobilindustrie sowie 
für den Anlagen- und Maschinenbau zu erschließen. Mit der Förderung von zwei 
Demonstrationsprojekten im Rahmen des EFRE­Programms „Modellregion Grü-
ner Wasserstoff“ wird das Zusammenspiel der gesamten Wasserstoffwertschöp-
fungskette in ausgewählten Modellregionen in Baden-Württemberg erprobt.
 
Im Rahmen des Strategiedialogs Automobilwirtschaft BW (SDA) koordiniert die 
Projektgruppe reFuels im Verkehrsministerium Forschungsprojekte für klimaneu-
trale Kraftstoffe, sog. reFuels. Ein weiteres, sehr wichtiges Handlungsfeld stellt 
die Weiterentwicklung der Digitalisierung und Automatisierung und ihre Nutzung 
im Verkehr dar. Ziel ist es, verkehrliche Verbesserungen effizient zu erschließen, 
zum Beispiel der räumlichen Erreichbarkeiten, der Versorgungssicherheit, der 
Verkehrssicherheit und der Umwelt­ und Klimafreundlichkeit. 

Dem automatisierten, autonomen und vernetzten Fahren wird sehr große Bedeu-
tung beigemessen. Einzelne, serienreife Angebote des Marktes mit vollautomati-
sierten (Level 4) Fahrzeugfunktionen werden bereits Mitte bis Ende dieser Deka-
de erwartet. Der erste hochautomatisierte Pkw (Level 3) ist seit kurzem verfügbar 
und kommt aus dem Land. Im gesamten Kfz­Verkehr werden durch die Flot-
tendurchdringung mit entsprechenden Neuwagen spürbar weniger Verkehrstote 
und Verletzte erwartet. Im ÖPNV werden erhebliche Angebotsverbesserungen 
durch neue Mobilitätsangebote (Mobility-as-a-service) mit autonomen Kleinbus-
sen für die umsteigefreie Personenbeförderung von Haus zu Haus zu jeder Zeit 
in der Stadt und auf dem Land prognostiziert. Im Liefer- und Güterverkehr sind 
neue Verkehrskonzepte mit z. B. privilegierten Parkplätzen und zeitunabhängiger, 
vollautomatisierter Sendungs­ oder Paketzustellung für Unternehmen und Privat-
personen darstellbar. Kernstück für nahezu alle Mobilitätsaspekte sind darüber 
hinaus aktuelle, valide und diskriminierungsfrei verfügbare Mobilitätsdaten. Mit 
der landeseigenen Plattform MobiData BW betreibt das Verkehrsministerium 
eine zentrale Mobilitätsdatenplattform für die Erfassung und Bereitstellung von 
Daten aller Verkehrsträger, die der Öffentlichkeit für die weitere Nutzung unein-
geschränkt zur Verfügung stehen. Sie ist bereits heute Basis für viele Mobilitäts-
services des Landes.

Aufbauend auf dem Erfolg des Cyber Valleys unterstützt das Land außerdem 
mit dem Innovationscampus „Mobilität der Zukunft“ seit 2019 und dem Inno-
vationscampus „Health and Life Science Alliance“ seit 2021 mit insgesamt rund 
100 Millionen Euro die Etablierung weiterer Innovationsökosysteme in den stra-
tegisch relevanten Bereichen Mobilität und Lebenswissenschaften.

Dem strategischen Ziel, die Wissenschaftsförderung eng mit den technologie- und 
innovationspolitischen Förderzielen des Landes zu verbinden, wird in den dar-
gestellten Förderprogrammen des Landes umfassend Rechnung getragen. Dazu 
wurden und werden in der inhaltlichen Konzeption neuer Maßnahmen sowohl die 
aktuellen, gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen, wie z. B. der Klimawan-
del oder die nachhaltige Mobilität, als auch aktuelle Fokusthemen, wie Künst liche 
Intelligenz, Batterie­, Wasserstoff­, Fahrzeugtechnologie und Produktion oder 
auch Quantentechnologie und die Weiterentwicklung der Lebenswissenschaften 
adressiert. Zusätzlich werden die Bedarfe der regionalen Wirtschaft und die mög-
liche Anschlussfähigkeit an die technologie- und innovationsbezogenen Förder-
programme des Bundes und der Europäischen Union einbezogen. 

Grundsätzlich ist die Innovationsförderung der Landesregierung also so angelegt, 
dass sie Innovationen in unterschiedlichen Branchen und Betriebsgrößenklassen 
ebenso wie in etablierten und in jungen Unternehmen unterstützt. Dabei wer-
den sowohl inkrementelle Innovationen unterstützt, wie auch die risikoreiche-
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ren disruptiven Innovationen in den unterschiedlichsten Technologiefeldern. Da 
der Unterstützungsbedarf bei Innovationen von unterschiedlichen Gruppen von 
Unternehmen auch unterschiedlich ist, geht der Trend in der Innovationsförde-
rung tendenziell dazu, künftig noch individualisiertere Unterstützungsangebote 
anzubieten, wenngleich es bis zu einer personalisierten, evidenzbasierten Inno-
vationsförderung methodisch und technologisch noch ein Stück Weg sein dürfte. 
Beispielhaft gilt, dass etwa Anwender von neuen Technologien andere Unterstüt-
zungsformate benötigen als Unternehmen, die selbst ganz neue, disruptive Tech-
nologien entwickeln, die etwa schnell wachsen müssen, um im internationalen 
Innovationswettbewerb mithalten zu können. 

Gerade bei Zukunftstechnologien wie Künstliche Intelligenz oder Cleantech ist 
es wesentlich, dass Baden-Württemberg mit seiner innovationsstarken Wirtschaft 
und seinem insgesamt innovationsorientierten Wirtschaftsmodell gerade auch in 
denjenigen Themenfeldern große Anstrengungen unternimmt, bei denen sich gro-
ße Wachstumspotenziale nicht nur am nationalen Wettbewerb, sondern vor allem 
am Weltmarkt abzeichnen. Die traditionell hohe Qualität von Innovationen aus 
Baden-Württemberg, gerade auch von mittelständischen Unternehmen, bietet die 
besten Voraussetzungen dafür, dass Baden­Württemberg auch künftig im noch 
härter werdenden globalen Innovationswettbewerb erfolgreich sein kann. 

Angesichts der vielfältigen Herausforderungen für die Wirtschaft im Innovati-
onswettbewerb ist es auch Aufgabe der Landesregierung, die Innovationspolitik 
selbst innovativ weiterzuentwickeln. Die Landesregierung beabsichtigt daher, vor 
dem Hintergrund von sich rasant ändernden wirtschaftlichen und technologischen 
Gegebenheiten und des noch härter werdenden globalen Innovationswettbewerbs 
die Technologie- und Innovationsförderung des Landes insgesamt zu evaluieren. 
Das Ergebnis der Evaluierung soll als Grundlage zur Weiterentwicklung von För-
derprogrammen genutzt werden. Im Rahmen einer vollständigen Untersuchung 
sollen ressortübergreifend auch weitere wichtige Zukunftsthemen außerhalb der 
Ressortzuständigkeit des Wirtschaftsministeriums mitberücksichtigt werden. Für 
die Evaluierung ist, unter Berücksichtigung der verfügbaren Haushaltsmittel, bzw. 
vorbehaltlich der Zustimmung des Haushaltsgesetzgebers, die Beauftragung eines 
externen Dienstleisters vorgesehen. Nach einer europaweiten Ausschreibung kann 
die Untersuchung frühestens ab dem Jahr 2023 beginnen. Die derzeitigen Vor-
bereitungen und weiteren Abstimmungen zur Evaluierung innerhalb der Landes-
regierung erfolgen federführend durch das zuständige Wirtschaftsministerium. 

11.  welchen Bedarf sie in diesem Zusammenhang für eine stärkere Förderung 
(monetär und nicht-monetär) nicht-technischer und sozialer Innovationen 
sieht;

12.  welche Instrumente (monetär und nicht-monetär) sie als besonders geeignet 
erachtet für die Förderung nicht-technischer und sozialer Innovationen;

Zu den Fragen Ziffer 11 und 12 wird aufgrund des sachlichen Zusammenhangs 
gemeinsam Stellung genommen.

Das baden-württembergische Modell der Innovationsförderung unterstützt neben 
technischen Entwicklungen auch nicht-technische Innovationen bzw. Dienstleis-
tungsinnovationen in vielfältiger Weise. Dazu hat das Wirtschaftsministerium auf 
der Grundlage zweier Basisstudien des Instituts für Angewandte Wirtschaftsfor-
schung, des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung, des ifo Instituts und 
des Fraunhofer-Instituts für System- und Innovationsforschung ISI die „Dienst-
leistungsstrategie Baden-Württemberg“ entwickelt. Grundsätzlich besteht im 
Dienstleistungsbereich des Landes noch deutliches Wachstums- und Innovations-
potenzial, insbesondere bei den unternehmensnahen Dienstleistungen. Ein beson-
ders geeignetes Instrument für die Förderung nicht-technischer Innovationen ist 
in diesem Zusammenhang die Verbesserung des Wissens­ und Methodentransfers 
in mittelständische Unternehmen zur Entwicklung von datenbasierten Dienstleis-
tungen, den sogenannten Smart Services, neuen digitalen Geschäftsmodellen und 
Serviceplattformen. Die Unternehmen profitieren dabei von den nicht­monetären 
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Transferleistungen des vom Wirtschaftsministerium geförderten „Kompetenzzen-
trums Smart Services“ in Form von Wissen, Methoden oder der Entwicklung 
neuer Geschäftsmodelle. Das Kompetenzzentrum bietet zentrale Anlaufstellen zu 
Smart Services und Dienstleistungsinnovationen in Baden-Württemberg und trägt 
damit zur Vernetzung der Akteure bei. So sollen auch Denk­ und Ideenprozesse 
für die Zukunft der Dienstleistungswirtschaft in Baden-Württemberg angestoßen 
werden. Es ist Aufgabe des „Kompetenzzentrums Smart Services“, marktreife 
digitale Lösungen aus Forschung und Entwicklung zu identifizieren, diese an-
schließend um Geschäftsmodelle und Dienstleistungskonzepte zu ergänzen und 
– unterstützt durch Multiplikatoren (Kammern, Verbände, Beratungsunternehmen 
etc.) – in möglichst vielen interessierten Dienstleistungsunternehmen umzusetzen.
 
Darüber hinaus ist es bereits heute für die im Rahmen der Landeskampagne Start-
up BW geförderten und koordinierten Projekte und Programme alltägliche Pra-
xis, auch Start-ups zu unterstützen, die im Rahmen ihrer Geschäftsmodelle eine 
nachhaltige Entwicklung auf ökonomischer, ökologischer und sozialer Ebene ver-
folgen. Grundsätzlich lässt sich die zunehmende Bedeutung von sozialen Innova-
tionen und Social Entrepreneurship auch daran erkennen, dass es in Baden-Würt-
temberg bereits mehrere Initiativen und Zentren gibt, die ausschließlich Start-ups 
aus diesem Bereich fördern, z. B. das Social Impact Lab, der Impact Hub und das 
Netzwerk SocEntBW in Stuttgart sowie der Grünhof in Freiburg und die Social 
Economy Initiative der Stadt Mannheim.

Auch in Zukunft beabsichtigt das Wirtschaftsministerium Gründungsvorhaben, 
deren Geschäftsmodelle auf nicht-technischen und sozialen Innovationen basie-
ren, im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel zu unterstützen. So sind bei der 
Fortführung und des Ausbaus der Kampagne Start-up BW beispielweise folgende 
Maßnahmen angedacht:

•  Aufbau von Mikrokreditfonds zur Vergabe von Mikrokrediten an Start­ups im 
Bereich der sozialen Innovationen sowie an Social Entrepreneurs auf kommu-
naler oder regionaler Ebene.

•  Vergabe von Gründerstipendien an Gründerinnen und Gründer im Sozialbe-
reich in Form eines personenbezogenen Pauschalzuschusses.

•  Professionalisierung der Träger von gemeinwohlorientierten Start­up­Initiati-
ven und damit verbunden eine Stärkung des Selbstbewusstseins der Sozialwirt-
schaft als zentraler Wirtschaftsfaktor in der sozial-ökologischen Transforma-
tion.

•  Erweiterung des Portfolios an Start­up BW Acceleratoren Richtung Social In-
novation.

•  Zielgerichtete Vernetzung der Start­ups, Acceleratoren, Inkubatoren, Ökosyste-
me und Initiativen im Bereich soziale Innovationen.

•  Förderung von Modellprojekten sowie Durchführung von Einzelveranstaltun-
gen, wie zum Beispiel Social Innovation Hackathons.

Nichttechnische und soziale Innovationen entstehen außerdem oftmals nach 
marktwirtschaftlichen Prinzipien aus sich heraus und ohne Förderung durch das 
Land. Sie entstehen, weil sich in der Bürgerschaft ein gemeinsames Bewusstsein 
für bestimmte Sachverhalte oder Notwendigkeiten herausbildet oder weil es tech-
nische Möglichkeiten gibt, mit deren Hilfe Angebote geschaffen werden können, 
die für viele Menschen interessant sind und i. d. R. das Leben vereinfachen.

Das Land misst diesen Innovationen eine hohe Bedeutung zu, da sie eine posi-
tive Wirkung auf das gesellschaftliche Zusammenleben und auf die nachhaltige 
Entwicklung im Land haben. Daher wurde die Förderung nicht-technischer und 
sozialer Innovationen in Zeiten der Coronapandemie erforderlich, um zu verhin-
dern, dass einzelne Initiativen ihre Arbeit einstellen müssen, weil sie an ihre fi-
nanziellen Grenzen stoßen. Das Umweltministerium hat deshalb Anfang 2021 
das Förderprogramm „Repair-Initiativen“ aufgelegt, das sich an gemeinnützige 
Repair­Initiativen (Vereine) richtet, die den Grundgedanken der Nachhaltigkeit 
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verfolgen. Insbesondere wird die Nutzungsdauer von Produkten durch deren Re-
paratur verlängert und damit der Ressourcenverbrauch reduziert. Im Rahmen der 
Ausschreibung wurden 2021 insgesamt 33 Repair-Initiativen mit einer Zuwen-
dung für die Beschaffung von Werkzeug von bis zu 5.000 Euro unterstützt. Insge-
samt wurden 2021 Fördermittel in Höhe von 86.882,94 Euro abgerufen.

Bei sozial benachteiligten Menschen mit multiplen Problemlagen, die von Re-
gelinstrumenten des Arbeitsmarktes nicht erreicht werden, besteht aus Sicht des 
ESF+ ebenfalls ein Bedarf an sozial­innovativer Förderung. Mit dem ESF+ steht 
in der Förderperiode 2021 bis 2027 ein Instrument zur Verfügung, das in finan-
ziell beschränktem Umfang aus dem ESF+­Programm, Priorität B „Soziale In-
novation“, besonders innovative Kleinprojekte für benachteiligte Menschen mit 
multiplen Problemlagen fördern sowie die Umsetzung von Modellprojekten über 
die regionale Förderung weiter intensivieren kann.

Generell führen neue Technologien oft auch zu nicht-technischen und sozialen 
Innovationen, sichtbar wird dies beispielsweise im Digitalisierungsprozess. Das 
Land unterstützt diesen Prozess durch die Förderung von transdisziplinärer und 
transformativer Forschung. Transdisziplinär, weil Ziel-, System- und Transforma-
tionswissen verschiedener wissenschaftlicher Disziplinen und gesellschaftlicher 
Akteursgruppen sich hier gegenseitig gewinnbringend ergänzen. Die Förderung 
von (begleitender) Forschung zu ethischen, rechtlichen und sozialen Herausfor-
derungen ist ein wichtiger Baustein, um mit reduziertem finanziellen Aufwand In-
novation zum Wohle der Gesellschaft aktiv mitzugestalten. Um den gesellschaft-
lichen Nutzen der Wissenschaft für die Gesellschaft sichtbar zu machen, müssen 
besondere Förderstrukturen, wie die vom Wissenschaftsministerium geförderten 
Reallabore, entwickelt werden, die den Wissenstransfer zwischen Wissenschaft 
und der Breite der Gesellschaft in beide Richtungen mobilisieren.

Baden-Württemberg fördert Reallabore als erstes und in dieser wissenschaftlich 
substanziellen Form bislang einziges Land im Rahmen von wissenschaftlich be-
gleiteten und evaluierten Förderlinien seit 2013 und entwickelt dieses transdis-
ziplinäre und transformative Forschungsformat kontinuierlich weiter. Reallabore 
regen insbesondere durch die Partizipation von außerwissenschaftlichen Akteuren 
(Wirtschaft, kommunale Partner, NGO, Zivilgesellschaft) am wissenschaftlichen 
Prozess den Wissenstransfer zwischen Wissenschaft und Gesellschaft an und sind 
dadurch in besonderer Weise geeignet, soziale Innovationen zu beschleunigen. 
Mit dem Ziel, die Wissenschaft für Nachhaltigkeit auch in der Gesellschaft zu 
verankern, fördert das Wissenschaftsministerium aktuell in den beiden Förder-
linien „Reallabor Klima“ und „Reallabor Künstliche Intelligenz“ solche transdis-
ziplinären Forschungsprojekte. 

Dr. Hoffmeister­Kraut
Ministerin für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus
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